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François Fillon (*1954), Kandidat der Republikaner (LR), bezeichnet funktionierende deutsch-französische 

Beziehungen als Grundvoraussetzung für Weiterentwicklungen auf europäischer Ebene. Deutschland würde 

Frankreich aber derzeit nicht als ebenbürtigen Partner ansehen. Um wieder auf Augenhöhe mit dem Partner zu 

gelangen, und somit zu eigenen Forderungen berechtigt zu sein, müsse die künftige französische Regierung des-

halb tiefgreifende Reformen zur Belebung der Wirtschaft einleiten. Zur Wahrung gemeinsamer Interessen 

wünscht sich Fillon ein stärkeres militärisches Engagement Deutschlands im Ausland; Flüchtlinge aufzunehmen 

um den Nachbarn zu entlasten, lehnt er ab. 

Fillon möchte die deutsche Regierung dazu bewegen, die bestehenden Sanktionen gegen Russland zu lockern 

und die Gespräche mit der Regierung Putin wieder aufzunehmen. Falls dies nicht geschehe fürchtet er, dass 

Russland und die USA ohne Einbeziehung der Europäer eine Lösung im Ukrainekonflikt aushandeln. 

Benoît Hamon (*1967), Kandidat der Parti socialiste (PS), hält sich mit Äußerungen zu Deutschland zurück. In 

Interviews weist er aber immer wieder darauf hin, dass es dort zwar gelungen sei, die Arbeitslosigkeit zu senken, 

gleichzeitig aber die Zahl derjenigen, die von Armut bedroht oder betroffen sind, signifikant angestiegen ist. 

Wirtschaftsfreundliche Reformen, die sich an deutschen Vorbildern orientieren, seien deshalb nicht im Sinne der 

Arbeitnehmer und kein geeignetes Mittel, die Situation Frankreichs zu verbessern. 

Hamon möchte auf EU-Ebene darauf dringen, die Frage nach einer Vergemeinschaftung der nationalen Schulden 

neu zu diskutieren und dabei auch „Umweltschulden“ einzubeziehen. Gleichzeitig möchte er ein europäisches 

Investitionsprogramm in Höhe von 1.000 Mrd. € anregen, für das die EU selbst Kredite aufnehmen müsste. Dem 

Hinweis, dass diese Vorschläge von der aktuellen deutschen Regierung kaum akzeptiert würden, begegnet Ha-

mon mit der Aussage, dass sie ihre Position schon bald in seinem Sinne ändern werde. 

Marine Le Pen (*1968), Kandidatin des Front National, hat das Feindbild des „deutschen Europas“, das auch ihr 

Konkurrent Mélenchon verwendet, übernommen und wirft den rechten und linken Regierungen der vergangenen 

Jahre vor, die Interessen Frankreichs in Europa nicht energisch genug vertreten zu haben. So habe Deutschland 

durch seinen Einfluss in der EU Frankreich eine falsche, neoliberale Wirtschaftspolitik aufzwingen können, die für 

das Land ruinöse Folgen habe.  

Da Deutschland die militärische Zusammenarbeit in der NATO, eine weitergehende europäische Integration und 

offene Grenzen befürwortet, verfolgt das Nachbarland in den Augen Le Pens einen Weg, den sie für Frankreich 

ablehnt. Den ihrer Ansicht nach ungeregelten Zuzug von Flüchtlingen fördere die deutsche Regierung, weil sie 

wegen der niedrigen deutschen Gerbutenrate billige Arbeitskräfte für ihre Wirtschaft benötige. 

Emmanuel Macron (*1977), Kandidat der Bewegung En Marche (EM), vergleicht das Beharren der deutschen 

Regierung auf starren Haushaltsvorgaben mit dem Gebaren eines Buchhalters. In einer Gemeinschaft wie der EU 

sei aber nicht die Einhaltung von Regeln das höchste Gebot, sondern die Solidarität untereinander. Deshalb 

müssten starke Staaten wie Deutschland wirtschaftlich schwächere EU-Staaten unterstützen; angesichts der 

niedrigen Zinsen sollte Deutschland außerdem seine Sparpolitik lockern und vor allem europäische Investitionen 

fördern. Frankreich müsse seinerseits den Widerstand gegen die Abgabe von manchen Souveränitätsrechten an 

die EU-Ebene aufgeben. 

Wie François Fillon spricht sich Macron für die Fortsetzung einer intensiven deutsch-französischen Zusammen-

arbeit aus; die Aufnahme von Flüchtlingen lobt er und bezeichnet sie als moralische Verpflichtung. 

Jean-Luc Mélenchon (*1951), Kandidat der Bewegung La France insoumise (FI), hat seine vehemente Ableh-

nung deutscher Politik in den vergangenen Jahren zu einem Markenzeichen aufgebaut und verwendet dabei 

Klischees eines machthungrigen Deutschlands, die man in Frankreich lange nicht mehr von einem etablierten 

Politiker gehört hat.  

Er wirft der deutschen Regierung vor, ihren von Sparzwängen begleiteten Ordoliberalismus mit Hilfe der EU allen 

europäischen Partnern aufzwingen zu wollen. In seinem 2015 erschienen Pamphlet „Der Bismarckhering – das 

deutsche Gift“ erläutert er, dass das sogenannte „deutsche Modell“ nur den Unternehmern nutze und zur Ver-

armung großer Teile der deutschen Bevölkerung führe. Besondere Feindbilder sind für ihn die deutsche Bundes-

kanzlerin Angela Merkel und ihr Finanzminister Wolfgang Schäuble. Wiederholt hat er sich Äußerungen deut-

scher Politiker zur französischen Innen- und Wirtschaftspolitik in teilweise rüdem Ton verbeten. 
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